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Bündnis der Bürgerinitiativen „Kein Flughafenausbau
Für ein  Nachtflugverbot von 22-6 Uhr“

Fortsetzung nächste Seite

Im Februar 2004 hat die Störfall-
Kommission das Ausbauvorhaben
Landebahn Nord-West am Rhein-
Main Flughafen für unvereinbar
mit dem Betrieb der benachbarten
Ticona erklärt.
Außerdem hat die EU-Kommis-
sion ein Verfahren gegen die Bun-
desregierung wegen Verletzung
der Seveso-II-Richtlinie eingeleitet.
Demnach hätte das Risiko eines
Flugzeugabsturzes auf das
Chemiewerk schon im Raumord-
nungsverfahren geklärt werden
müssen.
Statt die Flughafenerweiterung
endlich aufzugeben, handeln Hes-

sische Landesregierung und
Fraport nach dem Motto „Augen
zu und durch“ und treiben unge-
achtet der Absturzrisiken die Pla-
nung mit aller Gewalt weiter vor-
an. Ministerpräsident Roland
Koch will die Ticona gar enteig-
nen. Dabei würde die Verlage-
rung des Chemiewerks die
Sicherheitssituation kaum ver-
bessern. Die Unvereinbarkeit des
Flughafenbetriebs mit der Ticona
ist nur ein einziges Beispiel für
das hohe Risiko von Absturz-
gefahren beim Start und insbe-
sondere bei der Landung von
Flugzeugen.

Demonstration unter der
Glaskuppel im Fernbahnhof
am Rhein-Main-Flughafen

Gesamtrisiko Flughafen
Völlig unberücksichtigt von
Fraport und Hessischer Landesre-
gierung bleibt das Risiko eines
Absturzes bei Westwind, der in ca.
75% der Fälle weht. Vor dem An-
flug auf die zukünftige Nordwest-
bahn von Osten her werden in ge-
ringer Höhe die Autobahnen und
die ICE-Strecke mit dem Fern-
bahnhof überflogen; der Abstand
zu den baulichen Anlagen des
Flughafens ist gering. Die Ab-
sturz- und Katastrophen-Bedro-
hung bezieht sich also keines-
wegs nur auf die Ticona.
Die Einrichtungen mit  Tausenden
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Fortsetzung von Seite 1

In der gemeinsamen Veranstal-
tung der Stadtverordnetenver-
sammlung und der Evangeli-
schen Kirchengemeinden in
Mörfelden-Walldorf „Wohlstand
ohne Ausbau!? - Überlegungen
zur Entwicklung der Region“ im
Bürgerhaus meldete sich  auch
der Geschäftsführer der
„Bürgeraktion PRO Flughafen
e.V.“ zu Wort. Er war der einzige,
der sich an diesem Abend aus-
drücklich für den geplanten Aus-
bau des Frankfurter Flughafens
aussprach. Dafür wird der Mann
bezahlt. Die „Bürgeraktion“, auf
die er sich beruft, ist ein „Ver-
ein“ handverlesener Befürwor-
ter aller Ausbaupläne. Böse
Zungen behaupten, dass die
FAG maßgeblich an der Grün-
dung dieser Initiative beteiligt
war, die als Zweck „die Mobili-
sierung der Bevölkerung für
den Ausbau des Frankfurter

Der Fraportverein

von gefährdeten Passagieren,
Passanten, Beschäftigten und Ho-
telgästen sind im Einzelnen:

- der Fernbahnhof auf dem
Flughafengelände

- das geplante Airrail-Center:
ein 50 m hoher Hotel-, Büro-
und Gewerbekomplex soll
auf dem Dach, der „Platte“
des Fernbahnhofs gebaut
werden. Bis zu 6.000 Men-
schen sollen dort arbeiten.

- das DEA-Tanklager in
Raunheim,

- das Gewerbegebiet im Tau-
bengrund bei Kelsterbach

- die Autobahn
- die ICE-Strecke
- das künftige Gewerbegebiet

Caltex
- der geplante Bürokomplex

(MAC) am Steigenberger
Airport Hotel

Das alles wurde in den Gutachten
zur Ticona nicht berücksichtigt. Es
fehlt eine Gesamtrisikobetrach-
tung für die Umgebung der ge-

planten Landebahn. Der Deutsche
Fluglärmdienst kommt in seiner
Analyse der verschiedenen Gut-
achten zu dem Schluß, dass dort
die Risiken z.T. verharmlost, igno-
riert und heruntergerechnet wer-
den und zieht das Fazit, dass die
Risiken der Nordwest-Bahn sind
insgesamt sehr groß sind (Ab-
sturz etwa alle 25 Jahre). Die
Nordwestbahn ist mit der vorhan-
denen und geplanten Bebauung
unvereinbar.

Eine im Dezember 2003 veröffent-
lichte Untersuchung  hat auf die
Gefahren durch Vogelschlag hin-
gewiesen. Auf dem offenen Feld
an der Eddersheimer Staustufe,
das genau an der Stelle liegt, wo
die Flugzeuge die neue Lande-
bahn anfliegen würden, sind stän-
dig Schwärme verschiedener
Vogelarten unterwegs. Sie fliegen
u.a. 200 m hoch, der gleichen
Höhe, in der sich Flugzeuge beim
Anflug befinden. Außerdem läge
die Nordwestbahn auf einer
Transitstrecke für Zugvögel, d.h.

jahreszeitlich bedingt würde sich
das Risiko von Vogelschlag für
landende Flugzuge nochmals er-
höhen.

Alle Risiken, die nicht direkt mit
der Ticona zusammenhängen,
werden von Hessischer Landesre-
gierung und Fraport systematisch
ausgeblendet. Sie konzentrieren
sich auf das Chemiewerk, um von
den anderen Gefahren abzulen-
ken. Würden sie den Schutz der
Bevölkerung vor der Gefährdung
ernst nehmen, würde sich jegliche
Flughafenerweiterung und jede
Kapazitätssteigerung von selbst
verbieten. Es zeigt sich daran die
Problematik von Industrienlagen
in Ballungsräumen, die nicht nur
auf den Frankfurter Flughafen und
die Ticona beschränkt ist. Die
Industriegesellschaft gerät nicht
nur hier an ihre Grenzen, der ver-
meintliche Fortschritt schlägt um
in eine nicht hinnehmbare Steige-
rung des Unfallrisikos, in Gesund-
heitsgefährdung und Natur-
zerstörung.

Flughafens zur Sicherung und
Schaffung von Arbeitsplätzen
und zum Erhalt der weltoffenen
Region Rhein-Main“ nennt.
Überwiegend sind es CDU- und
FDP-Funktionäre sowie Unter-
nehmer aus der Region Rhein-
Main. Die Vorsitzende, die den
Verein u.a. im „Regionalen
Dialogforum“ vertritt, hat lange
Jahre für Procter & Gamble Öf-
fentlichkeitsarbeit gemacht.
„Sponsoren“ sind Unternehmen
und Organisationen wie die
Deutsche Lufthansa AG, die
Fraport AG, Procter & Gamble,
die Sehring AG oder die Vereini-
gung der hessischen Unterneh-
merverbände. Was als „Bürger-
aktion e.V.“ daherkommt ist
nichts anderes als eine Agentur
der Fraport AG, die vorgibt, den
Hunderttausenden eine Stimme
zu geben, „die auch in Zukunft
einen modernen und leistungs-

fähigen Flughafen Frankfurt
wünschen.“ Ein Sprachrohr von
Unternehmen, die am meisten
vom Ausbau des Flughafens
profitieren. Nicht zuletzt des-
halb will man  lieber unter sich
bleiben. „Die ordentliche Mit-
gliedschaft wird dadurch erwor-
ben, dass ein von mindestens
einem Mitglied des Vorstandes
mitunterzeichneter Aufnahme-
antrag dem Vorstand vorgelegt
und vom Gesamtvorstand mit
einer Mehrheit von 75% bestä-
tigt wird“, heißt es in der Sat-
zung.

Wohlgemerkt: Man muss die-
sen „Verein“ und seinen Auftrag
ernst nehmen, weil mächtige
Seilschaften dahinterstehen
und er wahrscheinlich Geld hat
wie Dreck.
Als Stimme der „schweigenden
Mehrheit“ ist er eine Mogel
packung.

Gerd Schulmeyer



3

BI

In der Mörfelder Hochstraße fotografiert. Neununddreißig Plakate. Darauf Bürgerinnen und Bürger aus
Mörfelden-Walldorf. Mitglieder verschiedener Vereine, Kirchenleute und Freireligiöse. Unterschiedliche Be-
rufe, Kulturschaffende, Büroangestellte, Hausfrauen, Handwerker, Ärzte. Alle sagen Nein zum weiteren
Flughafenausbau.

„Den Herrschaften auf die Finger
sehen“ - eine kleine Aktion mit
Ferngläsern in der Garny-Halle.
Fotografiert während der Anhö-
rung zu den  A-380-Werftanlagen.

Ostermarsch 2004. Abschlußkundgebung auf dem Frankfurter Römer.
Bei den Besuchern sah man viele Aktive der Bürgerinitiativen. Der BI-
Info-Stand (Foto) fand reges Interesse. Viele erinnerten sich in Gesprä-
chen an die Blockade-Aktionen im vergangenen Jahr. Man war sich
einig: Die US-Air-Base bleibt ein großes Gefahrenpotential.

Ohne Moos nix los!
Wir brauchen Plakate, Zeitungen, Flugblätter, wenn wir Erfolg haben wollen.

Wir bitten daher dringend um Spenden:
GLS Gemeinschaftsbank Frankfurt, BLZ 430 609 67, Konto-Nr. 8 038 648 300
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Naturzerstörung, Landschafts-
verbrauch, Zunahme von Lärm,
Abgasen, Gesundheitsgefahren
und ein erhöhtes Risiko von Ab-
sturzgefahren – das sind einige
der Argumente gegen den
Flughafenausbau. Fraport, Hessi-
sche Landesregierung und Luft-
hansa behaupten dagegen, die
Flughafenerweiterung sei unbe-
dingt notwendig für die Rhein-
Main-Region. Stillschweigend
wird hier das Wachstum des Flug-
hafens mit der Zunahme des
Wohlstandes in der Region gleich
gesetzt. Fraport-Chef Wilhelm
Bender stilisiert die Flughafen-
erweiterung gar zur „Schicksals-
frage“ für Frankfurt, die Region, ja
für den gesamten Luftverkehrs-
standort Deutschland hoch. Er
vollzieht damit die herrschende
Doktrin des dominanten Marktes,
der folgendermaßen charakteri-
siert ist: er ist angebotsorientiert -
neoliberal und setzt auf eine sich
verstärkende wirtschaftliche Glo-
balisierung. Wesentlicher Steuer-
ungsmechanismus ist das Markt-
geschehen. Politik wird als Ver-
such der Verbesserung von Stand-
ortbedingungen betrieben, Um-
weltpolitik taucht lediglich als
Störfaktor auf. Wachstum, Wettbe-
werb und Konkurrenz sind we-
sentliche Prinzipien.

So rechnen z.B. Fluglinien und
Flughafenbetreiber mit einer Ver-
doppelung des Flugverkehrs in
den nächsten  25 Jahren und ver-
kaufen das gemeinsam mit der
Politik auch noch als gute Nach-
richt und Wohlfahrtsgewinn. Doch
in einer endlichen Welt ist ein
Wachstum ins Unermessliche un-
möglich. Eine Orientierung an
Wachstumsraten führt bei einem
steigenden Wirtschaftsniveau zu-
dem in die Irre. 3% Wachstum auf
dem heutigen Stand sind etwas
ganz anderes als vor 40 Jahren,
als das Level viel niedriger war. Je
höher das Wirtschaftsniveau, de-
sto weniger aussagekräftig ist
eine ökonomische Kennziffer wie
das Bruttosozialprodukt für den

Wachstum ist nicht gleich Wohlstand
Ein Blick über den Tellerrand

Wohlstand einer Gesellschaft. So
ist seit 1991 eine Steigerung von
27% im Güterverkehr zu verzeich-
nen, aber die transportierte Güter-
menge stieg lediglich um 9%. D.h.
es wurde jede Menge überflüssi-
ger Verkehr auf den Straßen mit
allen seinen negativen Folgeer-
scheinungen erzeugt. Neun Millio-
nen Eintagsküken wurden 2002
über den Frankfurter Flughafen
verfrachtet. Wo liegt da der Wohl-
standsgewinn für die Region?
Die Kennziffer Bruttosozialprodukt
steigt auch deshalb, weil die o.g.
Beispiele als Wohlstandsgewinn
mit eingerechnet werden. Auch
„Reperaturkosten“ für eine zer-
störte Umwelt oder ähnliches flie-
ßen als angebliche Steigerung der
Wohlfahrt ins BSP ein. Kriterien
wie Gesundheit, Zugang zu Bil-
dung, Lebensfreude und –qualität,
Ruhe, Aktionsmöglichkeiten und
Erholungswert fallen jedoch voll-
ständig heraus. Mittlerweile klaf-
fen die Kennzahlen des BSP und
des Nachhaltigkeitsindex ISEW,
der o.g. Kriterien mit berücksich-
tigt, immer weiter auseinander.
Wachstum ist eben nicht gleichbe-
deutend mit Wohlstand.
In Zeiten verschärfter sozialer Un-
gleichheit stellt sich außerdem die
Frage: Wachstum - für wen? Wem
nutzt es? Wir erleben, daß immer
weniger von Verteilungs-

gerechtigkeit die Rede ist. Statt
dessen wird in Zeiten von wach-
sender Erwerbslosigkeit die vage
Hoffnung, doch noch irgendeinen
Job zu ergattern, dazu benutzt, die
Menschen in der Region zu er-
pressen: Entweder es kommt die
Flughafenerweiterung – oder in
der Region gehen die Lichter aus,
so die Drohung, die Hessische
Landesregierung, Fraport und
Lufthansa unisono von sich ge-
ben.

Doch das sind Projektionen oder
normative Setzungen, die hinter-
fragbar sind, aber keine ernsthaf-
ten Prognosen. Die Ausrichtung
und Zurichtung der Region auf die
Globalisierung ist kein Naturge-
setz und  muß nicht als unum-
stößlich hingenommem werden.
Es gibt verschiedene Visionen von
Zukunft und die Menschen im
Rhein-Main-Gebiet müssen sich
entscheiden, welche Form von
Entwicklung die bessere ist.
Deshalb hier die Empfehlung, das
Fernglas einmal herumzudrehen
und die eigene Region zu betrach-
ten, anstatt immer nur auf die
Globalisierung und den Weltmarkt
zu starren. Wie wollen wir in der
Region leben? Welche Bedürfnisse
gibt es in der Region und welche
Ressourcen sind dafür vorhanden
(Natur, Arbeit, Kapital)? Aus die-

Urteil:
Preisminderung bei Fluglärm

Bei massivem Fluglärm am Urlaubsort gibt’s Geld zu-
rück. Auch, wenn der Krach im Reiseprospekt bereits
angekündigt wurde. Das Kölner Amtsgericht gab vier
Rhodos-Reisenden Recht, denen der Lärm startender
und landender Flieger auf die Nerven gegangen war
(Az: 128 C 499/97).
Die Richter: Der „infernalische Lärm“ hat die Urlaubs-
freuden „massiv beeinträchtigt“. An einem Abend hatten
zwischen 22 und 24 Uhr elf Landungen stattgefunden,
das Hotel lag exakt in der Einflugschneise - Reise-
preisminderung von 20 Prozent.
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Unbedingt anklicken:
www.flughafen-bi.de

Hier findet man die
Adressen der örtlichen

Bürgerinitiativen.

Mitmachen!
Dabeisein!

Urteil:
Fluglärm nicht erholsam

Verspricht ein Veranstalter in seinem Katalog „erholsa-
me Urlaubstage“, darf er seine Kunden nicht in einem Ho-
tel unterbringen, das an einer Start- und Landebahn
liegt. Darum sprach das Oberlandesgericht Düsseldorf
(Az: 18 0 209/96) jetzt einem Pauschalurlauber eine
Reisepreisminderung von 20 Prozent zu. Wer Erholung
buche, habe auch Anspruch darauf, so die Richter.

In aktuellen Fernsehsendungen
wird gerade mächtig Reklame ge-
macht für den A-380. Technik-
Freaks kamen auf ihre Kosten.
Kaum aber wird z.Zt. kritisch und
nachdenklich berichtet. Man kann
deshalb schon fragen: Wer be-
zahlt wieviel für diese Werbesen-
dung?
Deshalb hier noch einmal ein paar
Fakten:Das neue Flugzeug mit ei-
ner Spannweite von 79 Meter,
eine Länge von 77,40 Meter und
eine Höhe von 24,30 Meter ist das
größte Flugzeug der Welt. Der
Riesenjet besitzt aufgrund seiner
Ausmaße aber eine völlig andere
Flugcharakteristik als alle bislang
eingesetzten Flugzeuge. Das be-
deutet andere Flugrouten, andere
Überflughöhen, andere Lärm-

sem veränderten Blickwinkel kann
man neue regionale Szenarien
und Leitbilder entwerfen und In-
strumente und Handlungs-
möglichkeiten dafür entwickeln.
Ein Leitbild könnte z.B. die Regio-
nale Nachhaltigkeit sein. Sie ist
gekennzeichnet durch Regiona-
lisierung und dem Ausbau natio-
naler, regionaler und lokaler Wirt-
schaftsstrukturen. Sie führt zu ei-
ner langsamen Abkoppelung der
sozialen Sicherung von der ab-
hängigen Erwerbstätigkeit der lo-
kalen Bevölkerung. Sie ist ökolo-
gisch orientiert und erweitert
kommunale und regionale Hand-
lungsspielräume, bzw. stellt sie
wieder her. Qualität und
Handlungsziele werden in den
einzelnen Bereichen (z.B.dem öko-
logischen und sozialen Rahmen,
der Bevölkerungsentwicklung, der
Flächennutzung, der Wirtschafts-
struktur,  Arbeitslosigkeit, Bau-
flächenplanung und Wohnungs-
versorgung und der Versorgung
der Bevölkerung) für die Region
entwickelt und nicht in Hinblick
auf andere Regionen. Statt
Konkurrenzdenken zu anderen Re-
gionen, setzt die regionale Orien-
tierung auf Kooperation.
Eine Orientierung an dem Skiz-
zierten würde jegliche Flughafen-
erweiterung überflüssig machen.

Der Artikel beruht in weiten Teilen
auf einer Mitschrift eines Vortra-
ges mit dem Titel „Wohlstand
ohne Ausbau?“ von Priv. Doz. Dr.
Hans Diefenbacher von der For-
schungsstätte der Evangelischen
Studiengemeinschaft e.V., Institut
für interdiziplinäre Forschung, Ar-
beitsbereich Nachhaltige Entwick-
lung.

werte. Gesicherte Daten über die
Lautstärke des Airbus 380 liegen
noch nicht vor, das Flugzeug wird
zwar in die gleiche Lärmklasse
wie ein Jumbo (Boing 747) einge-
stuft, dieser wiegt allerdings  397
Tonnen, während der A380 ein
Gewicht von 560 Tonnen haben
wird. Mittlerweile hat die Fraport
selbst eingeräumt, dass sich die
Lärmkurven durch den A 380
nicht ändern werden. Weitere
Lärmschutzmaßnahmen sind
nicht geplant. Man kann schon
jetzt davon ausgehen: Es wird in
den Städten und Gemeinden
rings um den Flughafen nicht lei-
ser werden
Man ist also kein „Maschinen-
stürmer“, wenn man eine ordent-
lich Berichterstattung erwartet.

Der Airbus-A-380
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Mal so mal so
Die Flughafenausbau-
betreiber biegen sich die
Realität zu recht, wie es
ihnen am besten in ihre
Geschäftspraktik passt:

Die Fraport AG in den
Unterlagen zum Raum-
ordnungsverfahren im
September 2001:
„Vorbemerkung aus ak-
tuellem Anlass –
Prognoseauswirkungen
in Folge des Terror-An-
schlages vom11.09.2001
Als Ergebnis kann fest-
gestellt werden, daß
kurzfristig eine geringe-
re Verkehrsnachfrage
eintreten könnte. Im
Rahmen eines Nachhol-
effektes wird es jedoch
wieder zu einem Aus-
gleich kommen, so daß
sich die langfristige Ent-
wicklung wieder ein-
stellt.“

Ein gutes Jahr später, als
sich im Tarifkonflikt die
Fronten zwischen Luft-
hansa und der Gewerk-
schaft verschärfen, ver-
weist Personalchef Ste-
fan Lauer gegenüber der
Presse auf „die labile
konjunkturelle Lage und
die Unsicherheit über die
Entwicklung im Welt-
luftverkehr.“

Ausgeschieden

Im Februar letzten Jahres er-
schien ihr Konterfei noch direkt
neben Bender und Koch in den
ganzseitigen Werbeanzeigen für
einen Flughafenausbau:

Klaudia Martini, ehemalige SPD-
Umweltministerin in Rheinland-
Pfalz und dann in den Vorstand
der Adam Opel AG berufen und
hier für Unternehmenskom-
munikation zuständig, muss we-
gen mangelnder Leistungen
noch in diesem Jahr ihren Hut
nehmen, so meldete die Presse
vor ein paar Wochen.

Es ist auch insofern eine Genug-
tuung, als diese Managerin des
Automobilkonzerns nicht müde
wurde, mit dem Begriff der
Nachhaltigkeit hausieren zu ge-
hen und damit u.a. wesentlich
dazu beigetragen hat, die inhalt-
liche Bedeutung von „Nachhal-
tigkeit“ zu konterkarieren.

Wir dürfen gespannt sein, ob sie
im Kreise der Flughafenausbau-
mafia Unterschlupf finden wird.

Roger Treuting (BI Rüsselsheim)

Das Bündnis der Bürger-
initiativen ist ein Zusam-
menschluss von Menschen
mit folgenden gemeinsa-
men Zielen:

- Verringerung der Flug-
bewegungen und der be-
stehenden Belastungen
durch Fluglärm, Luftver-
schmutzung und Boden-
verbrauch durch Flugver-
kehr im Rhein-Main Ge-
biet

- Schaffung von rechtlich
einklagbaren Grenzen der
Belastungen für die Bür-
gerinnen und Bürger

- Verhinderung des Aus-
baus des Frankfurter Flug-
hafens, des Flughafens
Wiesbaden-Erbenheim
und aller anderen Flug-
häfen, Flugplätze und
sonstigen Einrichtungen,
die der Kapazitäts-
steigerung des Luftver-
kehrs in der Rhein-Main-
Region dienen könnten

- Schaffung von nächtlicher
Ruhe durch ein absolutes
Nachtflugverbot von 22-6
Uhr

- mehr Sicherheit vor Ab-
stürzen

Ab 14.30 Uhr wird es bis auf weiteres jeden Sonntag eine Info-Kaffee-
Kuchenstand im Bannwald bzw. dem vorgesehenen A380 Gelände ge-
ben. Treffpunkt ist die Kreuzung Häfner- und Grohausschneise; ab
Radarturm an der Okrifteler Str. gibt es Hinweisschilder. Das Treffen
dient dem Austausch von Informationen und Erfahrungen und bietet
eine Gelegenheit, sich ortskundig zu machen.

Der Neue
Die Fraport hat sich gerade wieder
einen eingekauft: Dieter Weirich
(CDU), einst persönlicher Referent
von Alfred Dregger. Er soll als be-
zahlter Meinungsmacher die
Unternehmenskommunikation
leiten und für die „optimale
Außendarstellung“ sorgen. Offen-
bar ist der jetzige Pressesprecher
Busch doch zu aggressiv mit den
Journalisten umgesprungen.
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Infos
Info-Material

der

Bürgerinitiativen

bestellen bei:

Käthe Raiß

Kelsterbacher Str. 90

64546 Mörfelden-Walldorf

Tel. 06105/42730

Fax 282980

Anzeigen
„BI info“

Der hessische Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland
(BUND) engagiert sich seit vielen
Jahren gegen den Ausbau des
Frankfurter Flughafens. Mit dem
Beginn des Planfeststellungsver-
fahrens für die A380-Werft hat der
Ernstfall begonnen.

Der BUND Hessen will mit seiner
Verbandsklage den Bannwald ver-
teidigen. Denn Bannwald ist für
Mensch und Natur unersetzlich.

Verbandsklage: Was ist das?
Gesetzlich anerkannte Natur-
schutzverbände wie der BUND
Hessen können bestimmte Bau-
genehmigungen, wie die Planfest-
stellung für den Flughafenausbau,
vor Gericht beklagen. Mit dieser
Klage wird überprüft, ob die Ge-
setze zum Schutz der Natur einge-
halten wurden oder nicht. Eine
Verbandsklage für mehr Lärm-
schutz gibt es nach der Rechtslage

nicht. Doch die Natur rund um
den Flughafen ist überaus wert-
voll und verdient unseren Schutz.
Hat der BUND Hessen mit der
Verbandsklage Erfolg, wird der
Flughafen nicht ausgebaut.

Wir brauchen Spenden!

Verbandsklagen sind teuer. Es
entstehen Anwalts-, Gerichts- und
Gutachterkosten. Da die Prozesse
sich über Jahre hinziehen, streben
wir eine solide Finanzierungsbasis
durch jährliche Dauerspenden an.
Spenden an den BUND Hessen
sind steuerlich absetzbar. Für eine
Spende über 50 Euro erhalten Sie
eine Spendenbescheinigung. Klei-
nere Spenden belegen Sie mit
dem Überweisungsträger oder
Kontoauszug.
Spendenkonto: BUND Hessen,
Frankfurter Sparkasse BLZ 500
502 01, Konto 369 853 „Flughafen-
ausbau“

Helfen Sie mit Ihrer
Spende!

Wir nehmen Anzeigen
ins  „BI info“.
Das „BI info“ erscheint
mindestens viermal im
Jahr.
Die Auflage liegt in der
Regel zwischen
5.000 und 10.000
Exemplaren.

Die Adressaten sind
meist ökologisch,
politisch und kulturell
interessierte, aktive
Leserinnen und Leser.
Anzeigenpreise auf
Anfrage.

Im letzten Jahr noch ging der
Fraport-Konzern mit der Presse-
meldung hausieren, dass die
Zahl der Ausbildungsplätze in
2003 um zehn auf dann 110 Ju-
gendliche erhöht wird.

Das Flughafen-Management
wollte damit auch seine „soziale
Verantwortung für die Region“
dokumentieren.

Diese Steigerung um zehn Pro-
zent relativiert sich jedoch bei ge-
nauerer Betrachtung der Basis,
von der aus sich der Zuwachs
vollzieht. Im Verhältnis zu den
Gesamtbeschäftigten liegt die
Ausbildungsquote bei unter
zwei Prozent! Dies ist beschä-
mend für die Airport-Manager,
wirft aber ein bezeichnendes

Ausbildungsplatzlücke
Licht auf ihre Art der Unterneh-
mensführung.
Folgende Anmerkung sei hierzu
noch angefügt: Das Fraport-Mana-
gement, allen voran Ex-Gewerk-
schaftsführer May (jetzt als Ar-
beitsdirektor am Flughafen tätig),
rechnet die Ausbildungsquote im-
mer künstlich hoch, indem sie die-
se nur auf sogenannte „Ausbil-
dungsberufe“ anwenden. Die
Flugzeugabfertigung zählt hier
beispielsweise nicht dazu.

Vor dem Hintergrund der heftigen
Auseinandersetzungen um die ge-
plante Ausbildungsplatzabgabe
der Bundesregierung und dem
derzeit laufenden Gesetzgebungs-
verfahren dürfen wir gespannt
sein, wie die Nieten in den Nadel-
streifen hier wieder rumeiern.
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Nach einem sieben Wochen an-
dauernden Sitzungsmarathon
ging Anfang März der Erörte-
rungstermin zur geplanten Flug-
hafenerweiterung „Werftanlagen“
zu Ende.
Von seiten der teilnehmenden
Naturschutzverbände, der Kom-
munen und der sie vertretenden
Rechtsanwälte und –anwältinnen
und zahlreichen engagierten Bür-
gerinnen und Bürger wurden in
dieser Zeit Tag für Tag eine Fülle
von eklatanten Widersprüchen,
Ungereimtheiten und fehlerhaften
Informationen zu Tage gefördert.
So konnte die Fraport als soge-
nannte „Vorhabensträgerin“ we-
der einen Bedarf für die Wartungs-
anlagen nachweisen geschweige
denn ein öffentliches Interesse. Im
Falle einer Genehmigung werden
beispielsweise weder die Flugha-
fen-Manager noch die Lufthansa
diesen Komplex errichten lassen
sondern ein ominöser Projekt-
entwickler. Es wurde dabei offen-
sichtlich: den Ausbaubetreibern
ging es bei Vorlage ihrer Pläne
darum, einen möglichst weit
gefassten Blanko-Scheck für eine
Erweiterung zu erhalten.
Mit der breiten Mobilisierung zum
ersten Tag, an dem von weit über
1.000 MitstreiterInnen die Halle im
Gewerbegebiet von Mörfelden
zum Platzen gebracht wurde und
der permanenten Präsenz von
mehreren Dutzend EinwenderIn-
nen an den Wochentagen danach,
hat die Politik der Betonköpfe ei-
nen kräftigen Knacks erlitten. Eine
Stärke weiter Teile der Anti-Aus-
baubewegung ist dabei, dass die
Betroffenen auf der einen Seite
mit sehr viel Engagement für ihre
Interessen gestritten haben, sich
auf der anderen Seite aber die nö-
tige Distanz zu diesem Verfahren
bewahrt haben. Wir alle wissen,
dass dieser Erörterungstermin
eine einzige Farce darstellt und
der zuständige Minister weitge-
hend unbeeindruckt von dessen
Verlauf einen den Flughafen-

expansionären genehmen Plan-
feststellungsbeschluss fassen
wird.
Es lassen sich hierzu etliche mög-
liche Szenarien entwerfen. Es soll-
te derzeit von der brutalst mögli-
chen Variante ausgegangen wer-
den. Diese lässt sich folgenderma-
ßen skizzieren: Auf Grund des an-
geblich enormen Zeitdrucks
„muss“ eine möglichst schnelle
Genehmigung bei, Bedenken wer-
den vom Tisch gewischt oder hin-
ten angestellt und später über
Ausgleichsmaßnahmen entgol-
ten. Aufschiebende Rechtsmittel
hiergegen sind kaum mehr mög-
lich. Das heißt im Klartext, dass
dann jederzeit mit der Rodung
des Waldes, dem Abholzen von
mehreren Dutzend Hektar Bann-
wald hier vor unserer Haustür be-
gonnen wird.
Dies werden die Bürgerinitiativen
nicht tatenlos hinnehmen. Wir be-
reiten uns schon jetzt auf den Tag
X vor unter anderem mit
Sonntagsspaziergängen in dem
von der möglichen Erweiterung
betroffenen Waldgebiet um die
Okrifteler Straße. Begleitet wird
dies in nächster Zeit von phanta-
sievollen Aktionen vor Ort.

Nach dem
Sitzungsmarathon
geht`s weiter

Bilanzvorlage
Über die unverschämte
Gehaltserhöhung des
Fraport-Chef Bender ha-
ben wir ja schon bereits
im vorletzten BI-Info be-
richtet. In dem Ende März
präsentierten Geschäfts-
bericht 2003 des Flugha-
fen-Konzerns werden jetzt
erstmals auch die Gehäl-
ter und Tantiemen der ge-
samten Führungsriege of-
fen gelegt.
Dass sich der aufsichts-
ratsvorsitzende Minister-
präsident des Landes Hes-
sen sein brutalstmög-
liches Engagement für ei-
nen Ausbau im letzten
Jahr mit 32.400 Euro ver-
güten ließ, verwundert
wohl niemanden. Wut und
Entsetzen ruft aber her-
vor, wenn da zu lesen ist,
dass der stellvertretende
Landesbezirksleiter der
Gewerkschaft Verdi, Ge-
rold Schaub, für seine
Sesselforzerei 26.500
Euro erhielt. Das ist eine
Summe, die viele Beschäf-
tigte nicht einmal für ein
Jahr voller Maloche als
Gehalt auf ihrem Konto
verbuchen können. Aber
so erklärt sich schließlich
auch unter anderem das
sozialpartnerschaftliche
Verhältnis zwischen den
Fraport-Bossen und eini-
gen Gewerkschafts-Funk-
tionären und deren Einig-
keit in Fragen des beab-
sichtigten Flughafen-
ausbaus.
Dies noch am Rande: Die
von Koch in den Fraport-
Vorstand gehievte und
nach nur ein paar Mona-
ten Tätigkeit geschasste
Architektur-Professorin
Jakubeit bekam 335.900
Euro quasi fürs Nichtstun
überwiesen. Damit müs-
sen sich dann aber eher
die Anteilseigner des Kon-
zerns rumplagen.
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